
d:\users\renardy\appdata\local\microsoft\windows\temporary internet files\content.outlook\57qo7ps0\disclaimer_scanned_documents.docx 

 
 
 
 
 
Disclaimer: unless otherwise agreed by the Council of UPOV, only documents that have been adopted by 
the Council of UPOV and that have not been superseded can represent UPOV policies or guidance. 
 
This document has been scanned from a paper copy and may have some discrepancies from the original 
document. 
 
_____ 
 
Avertissement:  sauf si le Conseil de l’UPOV en décide autrement, seuls les documents adoptés par le 
Conseil de l’UPOV n’ayant pas été remplacés peuvent représenter les principes ou les orientations de 
l’UPOV. 
 
Ce document a été numérisé à partir d’une copie papier et peut contenir des différences avec le document 
original. 
_____ 
 
Allgemeiner Haftungsausschluß:  Sofern nicht anders vom Rat der UPOV vereinbart, geben nur Dokumente, 
die vom Rat der UPOV angenommen und nicht ersetzt wurden, Grundsätze oder eine Anleitung der UPOV 
wieder. 
 

Dieses Dokument wurde von einer Papierkopie gescannt und könnte Abweichungen vom Originaldokument 
aufweisen. 
 
_____ 
 
Descargo de responsabilidad: salvo que el Consejo de la UPOV decida de otro modo, solo se considerarán 
documentos de políticas u orientaciones de la UPOV los que hayan sido aprobados por el Consejo de la 
UPOV y no hayan sido reemplazados. 
 
Este documento ha sido escaneado a partir de una copia en papel y puede que existan divergencias en 
relación con el documento original. 
 
 
 
 
 



IRC/V/2 '""(J55 
ORIGINAL: englisch 

DATUM: 14. Dezember 1976 

INTERNATIONALER VERBANO ZUM SCHUTZ VON PFLANZENZUCHTUNGEN 

GENF 

SACHVERSTANDIGENAUSSCHUSS FUR DIE 

AUSLEGUNG UNO REVISION DES UBEREINKOMMENS 

Fi.infte Tagung 

Genf, 8. - 10. Marz 1976 

VORSCHLAGE FOR DIE REVISION DES OBEREINKOMMENS 

vom Verbandsbi.iro ausgearbeitetes Dokument 

ZUSAMMENFASSUNG 

Dieses Dokument, das als Arbeitsdokument 
fi.ir die fi.infte Tagung des Sachverstandigen­
ausschusses fi.ir die Auslegung und Revision 
des Obereinkommens gedacht ist, gibt den 
Stand der Erorterungen i.iber Fragen wieder, 
die sich mit dem Schutz neuer Pflanzen­
zi.ichtungen nach dem UPOV-Obereinkommen be­
fassen und den Gegenstand der nachsten, 
fi.ir Oktober 1978 vorgesehenen Diplomati­
schen Konferenz bilden werden. Es enthalt 
Vorschlage fi.ir einige Anderungen. Fragen, 
die unter das allgemeine Vertragsrecht fal­
len, werden in diesem Dokument nicht be­
handelt. 
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EINFUHRUNG 

1. Der Sachverstandigenausschuss fur die Aus1egung und Revision des Uberein­
kornrr,ens (nachstehend a1s "Ausschuss" bezeichnet) hat in fruheren Tagungen eine 
Reihe von Vorsch1agen fur eine f1exib1ere Auslegung oder eine Revision des UPOV­
Cbereinkor.Jnens (nachstehend als "Ubereinkormnen" bezeichnet) behandelt. Uberblicke 
uber die verschiedenen Vorschlage sind in den Dokumenten IRC/I/3*, IRC/II/3*, 
r:zC/III/3 und IRC/IV/2* und 3* gegeben worden; die wesent1ichen Fragen sind in 
Dokument IRC/III/2 aufgefuhrt worden. Wahrend seiner dritten Tagung im Februar 
1976 hat der Ausschuss diese Vorsch1age mit Beobachtern von Nichtverbandsstaaten 
und von nichtstaatlichen internationa1en Organisationen behandelt (siehe Dokument 
IRC/III/14, das den Berichtsentwurf uber den ersten Tei1 dieser Tagung enthalt, 
der vos Ausschuss wahrend seiner vierten Tagung einstimmig angenommen worden ist) 

2. Das vorliegende Dokument gibt den Stand der Diskussionen zu den Hauptfragen 
wieder, die auf der nachsten Revisionskonferenz behandelt werden so1len, und ent­
halt eine Reihe von Vorsch1agen, die das Verbandsburo auf Verlangen des Ausschusses 
a~s~~~~~~eitet hat. ?ragen, die mehr in das Gebiet des a1lgemeinen Vertragsrechts 
als ~nte~ die sortenschutzrecht1ichen Vorschriften fallen, sind nicht behande1t. 

TEIL I 

GEWAHRUNG VON SCHUTZ IN ZWEI FORMEN 
(BESONDERES SCHUTZRECHT UND PATENT) 

Artike1 2(1)** 

3. Artike1 2 Absatz 1 1autet wie folgt: 

"Jeder Verbandsstaat kann das in diesem Obereinkommen vorgesehene zuchter­
recht durch die Gewahrung eines besonderen Schutzrechts oder eines Patents 
zuerkennen. Jedoch darf ein Verbandsstaat, dessen innerstaatliches Recht 
den Schutz in diesen beiden Formen zulasst, nur eine von ihnen fur diese1be 
botanische Gattung oder Art vorsehen." 

4. :lit anderen ''/or ten: Das Ubereinkommen gestattet es den einzelnen Verbands­
staaten, Zuchterrechte entweder durch Gewahrung eines besonderen Schutztitels oder 
durch Ertei1ung eines Patents zu schutzen. Es gestattet Staaten auch, Schutz unter 
beiden Formen zu gewahren, schliesst aber die noglichkeit einer doppelten Schutz­
rechtsgewahrung i~ Fall der gleichen botanischen Gattung oder Art aus. 

5. Diese Vorschriften spiegeln die Lage in den ursprunglichen Verbandsstaaten 
des Cbereinkorr.r'.ens zur Zeit der Ausarbeitung des Obereinkommens '\'l'ider. Wahrend 
einer dieser Staaten Pflanzensorten durch Patente nach gehoriger Anpassung des 
Fatentgesetzes schutzen wollte, traten andere fur ein System ein, nach ctem Pf1an­
zensorten durch einen besonderen Schutzrechtstitel geschutzt werden. Diese sich 
~egenliberstehenden Bestrebungen fuhrten sch1iess1ich zu dem Wort1aut des ersten 
Satzes ?on Artike1 2 Absatz 1, der es den Verbandsstaaten gestattet, zwischen zwei 
s~ste~en, nam1ich der Erteilung von Pflanzenpatenten und der Erteilung von beson­
deren Schutzrechtstite1n,zu wah1en. Der zweite Satz von Artikel 2 Absatz 1 wurde 
hinzuge~ligt, urn ein weiteres Problem zu losen, das sich fur Staaten ste1lte, die 
einen besonderen Schutzrechtstitel einfuhren wo11ten und spater auch eingefuhrt 
haten. Diese Staaten hatten die Absicht, den Schutz schrittweise Art fur Art ein­
zufuhren; da in den meisten dieser Staaten die Zuchter in der Lage waren, fur ein­
zelne Arten norffialen Patentschutz zu erhalten, musste dafur gesorgt werden, dass 
einerseits der Patentschutz nicht vorzeitig ausser Kraft gesetzt wurde (mit anderen 
~orten: nicht, bevor der neue Schutzrechtstyp auf die in Frage stehende Art ange­
wendet wurde), dass aber andererseits Zuchter auch nicht in der Lage waren, Sorten 
einer besti=.ten 1\rt noch durch Patente schutzen zu lassen, sobald das neue gesetz­
geberische Syste~ auf diese Art erstreckt worden war. Aus diesem Grund ist der 
Schutz fur Sorten der gleichen botanischen Art durch Patente und Schutzrechtstite1 
ausdruck1ich ausgeschlossen worden. 

* 3e~renzte Verteilung. 

** Artike1angaben beziehen sich auf Artikel des Obereinkommens. 
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6. So weitsichtig diese Vorschriften auch gewesen sein mogen, urn alle Moglichkeiten, 
die in den ursprlinglichen Verhandsstaaten sich ergehen konnten, zu erfassen, so flihren 
sie doch zu Schwierigkeiten flir andere Staaten, in denen eine andere Entwicklung 
stattgefunden hat; dies ist heispielsweise in den Vereinigten Staaten von Amerika 
der Fall, in denen vegetativ vermehrte Pflanzen durch Erteilung von Pflanzenpatenten 
geschlitzt werden konnen, wahrend generativ vermehrte Pflanzen Schutz durch die Ge­
wahrung eines hesonderen Schutzrechtstitels geniessen. In solchen Staaten konnen 
sich Prohleme ergehen, wenn sowohl die generative Vermehrung als auch die vegeta-
tive Vermehrung flir eine hestimmte Art moglich und wirtschaftlich lohnend ist, so 
dass einige Sorten dieser Art vegetativ vermehrt werden - und hierdurch dem Schutz 
durch Pflanzenpatente offenstehen,- wahrend andere Sorten der gleichen Art generativ 
vermehrt werden - und damit durch einen hesonderen Schutzrechtstitel geschlitzt 
werden konnen; selhst eine einzelne Sorte konnte sowohl vegetativ als auch generativ 
vermehrt werden. Als praktisches Beispiel kann der Fall von Pflaumen angeflihrt 
werden; in diesem Fall werden alle fruchttragenden Sorten vegetativ (durch EdeL­
reiser) vermehrt, wahrend einzelne Unterlagen aus Samen und andere durch vegetative 
Vermehrung erzeugt werden. Zwar sind solche Falle gegenwartig selten; ihre Zahl 
kann jedoch mit dem Fortschritt von Wissenschaft und Technologie anwachsen: fur 
Arten, die zur Zeit noch ausschliesslich aus Samen erzeugt werden, sind neue Me­
thoden der vegetativen Vermehrung in der Entwicklung oder werden entwickelt werden 
(oder Methoden einer solchen vegetativen Vermehrung, die hereits jetzt hekannt 
sind, werden in Zukunft wirtschaftlicher werden) oder umgekehrt. Als ein Beispiel 
kann die Entwicklung von Koniferenklonen in der Forstwirtschaft angefuhrt werden. 

Stand der Erorterungen 

7. Der Ausschuss war sich daruher einig, dass Artikel 2 Ahsatz 1 geandert werden 
sollte, urn die Schwierigkeiten flir die heitrittswilligen Staaten zu heseitigen. 
Zwei Vorschlage standen zur Erorterung; ein Vorschlag zielte darauf ah, den zwei­
ten Satz von Artikel 2 Ahsatz 1 vollstandig zu streichen, ein anderer Vorschlag 
wollte in dem gleichen Satz die Worter "hotanische Gattung oder Art" durch "Sorte" 
ersetzen, was hedeuten wlirde, dass die Verhandsstaaten lediglich gehindert sind, 
heide Schutzformen flir die gleiche Sorte vorzusehen. Der Ausschuss zeigte eine 
gewisse Vorliehe flir den zweiten Vorschlag, heschloss jedoch, die Angelegenheit 
wahrend der funften Tagung erneut zu hesprechen. Der Haupteinwand gegen die voll­
standige Streichung des zweiten Satzes von Artikel 2 Ahsatz 1 war die Erwagung, 
dass der erste Satz von Artikel 2 Ahsatz 1 allein nicht klar genug zum Ausdruck 
hringe, dass es Staaten gestattet sei, liherhaupt Schutz unter zwei verschiedenen 
Systemen zu gewahren. Im Verlauf der vierten Tagung des Ausschusses wurde ein 
dritter Vorschlag gemacht, der darauf ahzielte, dass neu heitretende Staaten, 
deren Gesetzgehung nicht in Ohereinstimmung mit Artikel 2 Ahsatz 1 steht, ihre 
Rechtsvorschriften heihehalten konnen. 

Vorschlage 

8. Sollte der Ausschuss es vorziehen, in Artikel 2 Ahsatz 1 lediglich den Schutz 
ein und derselhen Sorte unter heiden moglichen Schutzrechtsformen vorzusehen, so 
mlisste der in Frage stehende Ahsatz wie folgt gefasst werden: 

"Artikel 2 

(1) Jeder Verhandsstaat kann das in dem Ohereinkommen vorgesehene Zuchter­
recht durch die Gewahrung eines hesonderen Schutzrechtstitels oder eines 
Patents oder heider Schutzrechtstitel vorsehen; jedoch kann eine bestimmte 
Sorte nur durch die Gewahrung entweder eines Patents oder eines hesonderen 
Schutzrechtstitels geschlitzt werden." 

9. Sollte der Vorschlag angenommen werden, Artikel 2 Ahsatz 1 Satz 2 zu strei­
chen und es den Verhandsstaaten zu uherlassen, die Prohleme eines moglichen Kon­
flikts zwischen zwei Schutzrechtsformen fur die gleichen Sorten nach ihrem natio­
nalen Recht zu losen, so mlisste Artikel 2 Ahsatz 1 neu gefasst werden, urn klarzu­
stellen, dass die Verhandsstaaten nicht gehindert sind, unter hestimmten Beding­
ungen Schutz von Pflanzensorten unter heiden System vorzusehen. Der folgende Wort­
laut wird vorgeschlagen, urn diese Moglichkeit zu erfassen: 

"Artikel 2 

(1) Jeder Verhandsstaat kann das in diesem Obereinkommen vorgesehene Zuchter­
recht durch die Gewahrung eines hesonderen Schutzrechtstitels oder eines Pa­
tents oder heider Titel vorsehen." 
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10. Sollte die Absicht bestehen, die Befugnis, Sorten der gleichen Art unter beiden 
Schutzrechtsformen zu schutzen, auf diejenigen Staaten zu beschranken, deren natio­
nale Gesetzgebung zum Zeitpunkt ihres Beitritts zum Verband unterschiedliche Schutz­
formen je nach der Art der Vermehrung der Pflanzen zulasst, so wlirde ein neuer Arti­
kel zwischen den Artikeln 34 und 35 des Ubereinkommens einzufugen sein, der folgen­
den Wortlaut haben konnte: 

"Artikel 34 a 

Ungeachtet des Artikels 2 Absatz l kann jeder Verbandsstaat, dessen nationales 
Recht zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Obereinkommens fur diesen Staat 
Schutz unter verschiedenen Formen fur generativ und vegetativ vermehrte Pflan­
zensorten vorsieht, selbst wenn diese ein und derselben Gattung oder Art ange­
horen, eine solche Bestimmung weiter anwenden." 

TEIL II 

DEFINITION DER SORTE 

Artikel 2 Absatz 2 

Problem 

11. Artikel 2 Absatz 2 lautet wie folgt: 

{2) Das Wort Sorte umfasst im Sinne dieses Obereinkommens alle Zuchtsorten, 
Klone, Linien, Stamme und Hybriden, die so angebaut werden konnen, dass sie 
dern Artikel 6 Absatz l Buchstaben c und d entsprechen." 

12. Die Aufnahme der Definition einer Sorte wurde zur Zeit der Ausarbeitung des 
Ubereinkommens damit gerechtfertigt, dass Linien und Starnrne noch nicht allgernein 
als Sorten anerkannt waren; es war somit der Zweck der Vorschrift, klarzustellen, 
dass solche Sortentypen auch geschutzt werden konnten. 

13. Der gegenwartige Wortlaut von Artikel 2 Absatz 2 bereitet gewisse Problerne: 

i) Er ist moglicherweise unvollstandig, da Mehrfachklone und Mehrfachlinien, 
die standig an Bedeutung gewinnen, rnoglicherweise auch als Sorten angesehen wer­
den konnen; 

ii) Er ist ungenau, da wenigstens in der englischen und franzosischen 
Sprache die Begriffe "cultivar" als Synonyme von "variety" und "variete" und 
nicht als besondere Sortentypen wie Klone, Linien, Stamme oder Hybriden betrachtet 
werden; 

iii) Er ist uberflussig, insoweit er auf die Begriffe Hornogenitat und Stabi­
litat verweist; 

iv) In Verbindung mit dern Eingangssatz von Artikel 6 Absatz l scheint der 
Wortlaut der in Frage ste:tenden Bestimmung, Verbandsstaaten zu verpflichten, 
jeden Hybriden zu schutzen, was ein Hindernis flir Staaten darstellt, die Hybriden 
selbst nicht schutzen wollen. 

Vorschlage 

14. Mehrere Vorschlage wurden erortert, urn in dieser Situation fur Abhilfe zu 
sorgen. Der Vorschlag, sich lediglich auf eine Auslegung der Artikel 2 Absatz 2 
und 6 Absatz 1 zu einigen, wonach Verbandsstaaten nicht verpflichtet sind, den 
Schutz auf liybridsorten zu erstrecken, wurde jedenfalls fur den Augenblick fallen 
gelassen, da eine Delegation ernsthafte Zweifel hatte, ob eine solche Auslegung 
mit dern Ubereinkommen vereinbar sei. 

15. Ein weiterer Vorschlag, die Definition des Begriffs "Sorte" in Artikel 2 
Absatz 2 zu streichen, wurde eingehend erortert; es wurde bernerkt, dass andere 
grundlegende Begriffe wie der Begriff "Art" oder "Gattung" auch nicht definiert 
seien. Der Ausschuss zeigte eine gewisse Zuruckhaltung, diesem Vorschlag zu 
folgen, da er der Auffassung war, dass Artikel 2 Absatz 2 wenigstens eine gewisse 
Richtschnur fur neue Verbandsstaaten darstelle und dass er eine unangemessen enge 
Auslegung des Begriffs "Sorte" verhindere. Was den Wert dieses Absatzes als Richt-
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schnur flir neue Staaten anbetrifft, so konnte allerdings argumentiert werden, dass 
eine Anleitung auch in den nationalen Gesetzen und in der Praxis der gegenwartigen 
Verbandsstaaten gefunden werden kann. Es wurde sodann eine Obereinstimmung darliber 
erzielt, dass Artikel 2 Absatz 2 geandert werden sollte,und es wurde auf den Inter­
nationalen Code der Nomenklatur der Kulturpflanzen hingewiesen. Schliesslich wurde 
beschlossen, wahrend der flinften Ausschusstagung eine geanderte Fassung des zur Er­
orterung stehenden Absatzes auf der Grundlage eines oder mehrerer vom Verbandsbliro 
ausgearbeiteter Vorschlage neu zu behandeln. 

16. Folgende Vorschlage werden somit gemacht: 

Erster Vorschlag 

Artikel 2 Absatz 2 wird gestrichen. 

Zweiter Vorschlag 

Artikel 2 Absatz 2 wird wie folgt neu gefasst: 

"(2) Flir die Zwecke dieses Obereinkommens ist das Wort Sorte auf jeden Bestand 
anbaufahiger Pflanzen anzuwenden, der dem Artikel 6 Absatz 1 Buchstaben c und 
d entspricht. Es kann von den Verbandsstaaten insbesondere auf Klone, Linien, 
Stamme oder Hybriden angewandt werden." 

Dritter Vorschlag 

Artikel 2 Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

"(2) Flir die Zwecke dieses Obereinkommens ist das Wort Sorte im weitesten 
Sinne zu verstehen und kann insbesondere von den Verbandsstaaten auf Klone, 
Linien, Stamme oder Hybriden, die anbaufahig sind, annewandt werden." 

17. Zu dem ersten Vorschlag wird in Erinnerung gebracht, dass der Hauptzweck des 
Artikels 2 Absatz 2 darin bestand, eine unangemessen enge Auslegung des Begriffs 
"Sorte" zu verhindern und dass dieses Ziel nicht erreicht wird, was moglicher­
weise aber auch nicht mehr notwendig ist. 

18. Zu dem zweiten Vorschlag kann gesagt werden, dass Artikel 6 Absatz 1 Buch­
staben c und d hier in Bezug genommen werden, urn den Begriff "Sorte" in Artikel 2 
zu definieren, wahrend die gleichen Bestimmungen in Artikel 6 herangezogen werden, 
urn die Falle naher zu bestimmen, in denen eine "neue Sorte" schutzfahig ist. Es 
ist ferner nicht auszuschliessen, dass die Verweisung auf Artikel 6 Absatz 1 
Buchstaben c und d zu eng ist, weil sie die Unterscheidbarkeit nicht mit umfassst. 

19. Zu dem dritten Vorschlag kann festgestellt werden, dass er weniger ins ein­
zelne geht als der zweite Vorschlag. 

TEIL III 

ANLAGE ZUM 0BEREINKOMMEN; ANWENDUNG DES 0BEREINKOMMENS AUF EINE MINDESTANZAHL 
VON GATTUNGEN ODER ARTEN; INLANDERBEHANDLUNG UND REZIPROZITAT 

Artikel 4 Absatz 3 bis 5 und Anlage 

Problem 

20. Artikel 4 lautet wie folgt: 

"(1) Dieses Obereinkommen ist auf alle botanischen Gattungen und Arten 
anwendbar. 

(2) Die Verbandsstaaten verpflichten sich, alle Massnahmen zu treffen, 
die notwendig sind, urn dieses Obereinkommen allmahlich auf eine mog­
lichst grosse Anzahl von botanischen Gattungen und Arten anzuwenden. 

(3) Jeder Verbandsstaat wendet dieses Obereinkommen, sobald es flir 
sein Hoheitsgebiet in Kraft tritt, auf mindestens flinf der Gattungen 
an, die in der dem Obereinkommen beigefligten Liste aufgeflihrt sind. 
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Er verpflichtet sich ausserdem, dieses Obereinkommen innerhalb folgender 
Fristen nach Inkrafttreten fur sein Hoheitsgebiet auf weitere Gattungen der 
Liste wie folgt anzuwenden: 

(a) binnen drei Jahren auf mindestens zwei Gattungen; 

(b) binnen sechs Jahren auf mindestens vier Gattungen; 

(c) binnen acht Jahren auf alle in der Liste aufgefuhrten Gattungen. 

(4) Bezuglich der in dieser Liste nicht aufgefuhrten Gattungen und Arten 
kann jeder Verbandsstaat, der eine dieser Gattungen oder Arten schutzt, 
entweder diesen Schutz auf Angehorige der Verbandsstaaten, die diese Gattung 
oder Art schutzen, sowie auf naturliche oder juristische Personen, die ihren 
Wohnsitz oder Sitz in einem dieser Staaten haben, beschranken oder diesen 
Schutz auf Angehorige anderer Verbandsstaaten oder der Mitgliedstaaten des 
Pariser Verbands zum Schutz des gewerblichen Eigentums sowie auf naturliche 
oder juristische Personen ausdehnen, die ihren Wohnsitz oder Sitz in einem 
dieser Staaten haben. 

(5) Jeder Verbandsstaat kann bei der Unterzeichnung dieses Obereinkommens 
oder bei der Hinterlegung seiner Ratifikations- oder Beitrittsurkunde erkla­
ren, dass er bezuglich des Schutzes von Pflanzenzuchtungen die Artikel 2 und 
3 der Pariser Verbandsubereinkunft zum Schutz des gewerblichen Eigentums an­
wendet." 

21. Zu dem Erfordernis von Artikel 4 Absatz 3, dass Verbandsstaaten der Ober­
einkommen schrittweise und innerhalb bestimmter Fristen auf wenigstens die Arten 
anzuwenden haben, die in der dem Obereinkommen als Anlage beigefugten Liste auf­
gezahlt sind, besteht allgemeine Obereinstimmung, dass diese Liste in Teilen 
Europas und in anderen Regionen mit vergleichbarem Klima wichtig ist, jedoch 
weniger Bedeutung in Staaten mit unterschiedlichen klimatischen Bedinqungen hat. 
Die letztqenannten Staaten wurden auf Schwierigkeiten stossen, wenn sie die ge­
samten in der Anlage aufgezahlten Arten fur scnutzfahig erklaren wollten. Es ist 
ferner auch bemerkt worden, dass Staaten aus anderen Grunden gehindert sein konn­
ten, den Schutz nach dem Obereinkommen auf bestimmte, in der Liste aufgefuhrte 
Arten zu erstrecken. Die Liste der Arten in der Anlage zum Obereinkommen hat sich 
als eines der wesentlichen Hindernisse fur den Beitritt weiterer Staaten zur UPOV 
erwiesen. Nachdem Vorschlage, die Liste zu andern, urn sie fur alle Staaten annehm­
bar zu machen, fallengelassen worden waren, beschloss der Ausschuss, die Liste 
zu streichen. 

22. Der Beschluss, die in der Anlage zum Obereinkommen wiedergegebene Liste zu 
streichen, hat andere Beschlusse zu Artikel 4 notwendig gemacht. 

23. Zunachst war zu erortern, ob die Mindestanzahl von Gattungen und Arten, die 
die Verbandsstaaten innerhalb bestimmter Fristen schutzen mussen, beibehalten 
werden sollte und ob bejahendenfalls diese Mindestzahlen die gleichen bleiben 
sollten. Der Ausschuss entschied sich fur folgenden Kompromiss: jeder Verbands­
staat hat das Obereinko~men nach dessen Inkrafttreten fur sein Hoheitsgebiet auf 
funf Gattungen und Arten anzuwenden; innerhalb von drei Jahren nach seinem Inkraft­
treten hat jeder Staat das Obereinkommen auf insgesamt zehn Gattungen und Arten, 
innerhalb von sechs Jahren auf insgesamt achtzehn Gattungen und Arten und inner­
halb von acht Jahren auf insgesamt vierundzwanzig Gattungen und Arten anzuwenden. 

24. Der Ausschuss war sich daruber im klaren, dass die Erhohung der ~1indest­
zahlen von Gattungen und Arten bestimmten Staaten Schwierigkeiten bereiten konnte, 
insbesondere Staaten mit einem kleinen Hoheitsgebiet oder Staaten, in denen infolge 
der dart vorherrschenden wirtschaftlichen Verhaltnisse oder Umweltbedin~un0en nur 
einige wenige Arten angebaut werden. Es wurde deshalb beschlossen, dem Rat der UPOV 
die Befugnis zuzuweisen, die Hindestanzahlen von Gattungen und Arten, auf die das 
Obereinkommen innerhalb bestimmter Fristen anzuwenden ist, zu verringern oder diese 
Fristen zu verlangern, wenn ein Staat zum Zeitpunkt seines Beitritts zum Oberein­
kommen dies beantragt. Zu einem spateren Zeitpunkt, wenn ein Staat bereits das 
Obereinkommen ratifiziert hat oder ihm beigetreten ist und es hierdurch ubernom­
men hat, den Verpflichtungen nach Artikel 4 Absatz 3 zu genugen, soll der Rat nach 
dem Beschluss des Ausschusses die Befugnis haben, diese Fristen zu verlangern -
nicht jedoch die Mindestanzahlen von Gattungen und Arten zu verringern - wenn die­
ser Staat auf besondere Schwierigkeiten bei der schrittweisen Anwendung des Ober­
einkommens stosst. 
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25. Der Ausschuss hatte schliesslich die Auswirkungen zu bedenken, die die obenbe­
zeichneten Anderungen in bezug auf Artikel 4 Absatz 4 in Verbindung mit Artikel 3 
haben wlirden. Gegenwartig haben die Verbandsstaaten sicherzustellen, dass die 
Staatsangehorigen und Bewohner der anderen Verbandsstaaten in bezug auf die Zuer­
kennung und den Schutz des Zlichterrechts die gleiche Behandlung geniessen, wie sie 
durch die Gesetze dieser Staaten den eigenen Staatsangehorigen zusteht (Artikel 3 
"Grundsatz der Inlanderbehandlung"). Dieser Grundsatz ist uneingeschrankt auf die 
Gattungen und Arten anzuwenden, die in der zur Zeit bestehenden Anlage zum Ober­
einkommen enthalten sind. Hinsichtlich jeder anderen Gattung oder Art sind die 
Verbandsstaaten demgegenliber befugt, den Schutz auf Staatsangehorige oder Bewohner 
solcher anderen Verbandsstaaten zu beschranken, in denen ihre eigenen Staatsange­
horigen Schutz fur die gleiche Gattung oder Art geniessen (Artikel 4 Absatz 4 
"Grundsatz der Gegenseitigkeit"). Es stellte sich die Frage, ob die Verbands­
staaten nach Wegfall der in der Anlage zum Obereinkommen enthaltenen Liste ver­
pflichtet sein sollten, die Inlanderbehandlung ohne Rlicksicht auf die Gattung 
oder Art den Staatsangehorigen und Bewohnern aller anderen Verbandsstaaten zu 
gewahren, oder ob im Gegenteil die Moglichkeit, die Inlanderbehandlung auf die 
Falle der Gegenseitigkeit zu beschranken, auf alle Gattungen oder Arten ausgedehnt 
werden sollte. Der Ausschuss sprach sich flir die zweite Alternative aus, namlich 
die erweiterte Anwendung des Grundsatzes der Gegenseitigkeit; insbesondere weil 
er sich im Zweifel war, ob die Regierungen und Parlamente aller gegenwartigen 
Verbandsstaaten bereit sein wlirden, der Abschaffung der zur Zeit bestehenden Ein­
schrankungen des Grundsatzes der Inlanderbehandlung zuzustimmen. 

26. Der Ausschuss beschloss ferner, die in Artikel 4 Absatz 1 bestehende Moglich­
keit beizubehalten, den Schutz auf Staatsangehorige von Mitgliedsstaaten der Pari­
ser Verbandslibereinkunft zum Schutz des gewerblichen Eigentums sowie auf Bewohner 
dieser Staaten zu erstrecken. Einen gleichen Beschluss fasste der Ausschuss in be­
zug auf Artikel 4 Absatz 5. 

Vorschlage 

27. Im Hinblick auf die vorausgegangenen Beschllisse wird der folgende Wortlaut 
flir Artikel 4 vorgeschlagen: 

"Artikel 4 

IBotanische Gattungen und Arten, die geschutzt werden mussen oder konnen; 
Gegenseitigkeit; Moglichkeit zu erklaren, dasss die Artikel 2 und 3 der 
Pariser Verbandsubereinkunft zum Schutz des gewerblichen Eigentums ange­
wandt werdenl_ 

(1) Dieses Obereinkommen ist auf alle botanischen Gattungen und Arten 
anwendbar. 

(2) Die Verbandsstaaten verpflichten sich, alle Massnahmen zu treffen, 
die notwendig sind, urn dieses Obereinkommen allmahlich auf eine moglichst 
grosse Anzahl von botanischen Gattungen und Arten anzuwenden. 

(3) (a) Jeder Verbandsstaat wendet dieses Obereinkommen, sobald es 
fur sein Hoheitsgebiet in Kraft tritt, auf mindestens fun£ Gattungen und 
Arten an. 

(b) Jeder Verbandsstaat verpflichtet sich ausserdem, dieses Ober­
einkommen innerhalb folgender Fristen nach dessen Inkrafttreten fur sein 
Hoheitsgebiet auf weitere Gattungen und Arten anzuwenden, und zwar 

i) innerhalb von drei Jahren auf mindestens insgesamt zehn 
Gattungen und Arten; 

ii) innerhalb von sechs Jahren auf mindestens insgesamt acht­
zehn Gattungen und Arten; 

iii) innerhalb von acht Jahren auf mindestens insgesamt vier­
undzwanzig Gattungen und Arten. 

(4) Urn aussergewohnlichen wirtschaftlichen Verhaltnissen oder Umwelts­
bedingungen in einem Staat, der in Obereinstimmung mit Artikel 32 urn Beitritt 
zum Obereinkommen nachsucht, Rechnung zu tragen, kann der Rat auf Antrag 
dieses Staats mit einer Mehrheit und einem Quorum, wie sie in Artikel 32 
Absatz 3 fur Entscheidungen uber Antrage von Nichtverbandsstaaten vorgesehen 
sind, beschliessen, die in Absatz 3 festgesetzten Mindestanzahlen von Gat­
tungen und Arten, auf die ein solcher Staat das Obereinkommen anzuwenden hat, 
zu verringern oder die Fristen zu verlangern, innerhalb derer das Oberein­
kommen auf diese Mindestanzahlen von Gattungen und Arten anzuwenden ist. 
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(5) Auf Antrag eines Verbandsstaates kann der Rat, urn besonderen Schwie­
rigkeiten Rechnung zu tragen, auf die dieser Staat bei der Erfullung seiner 
Verpflichtungen nach Absatz 3 stosst, eine Verlangerung der in Absatz 3 fest­
qesetzten Fristen beschliessen, innerhalb derer dieser Staat das Ubereinkom­
~en auf bestirnmte Mindestanzahlen von Gattungen und Arten anzuwenden hat. 

(6) Ein Verbandsstaat, der eine Gattung oder Art schutzt, ist berech­
tigt, den Schutz auf Staatsangehorige von Verbandsstaaten zu beschranken, in 
denen die gleiche Gattung oder Art geschutzt wird, sowie auf naturliche und 
juristische Personen, die ihren Wohnsitz oder Sitz in einem dieser Staaten 
haben; er kann auch diesen Schutz auf Angehorige anderer Verbandsstaaten oder 
der Mitgliedsstaaten des Pariser Verbands zum Schutz des gewerblichen Eigen­
tums sowie auf naturliche oder juristische Personen ausdehnen, die ihren 
Wohnsitz oder Sitz in einem dieser Staaten haben. 

(7) Jeder Verbandsstaat kann bei der Unterzeichnung dieses Ubereinkom­
mens oder bei der Hinterlegung seiner Ratifikations- oder Beitrittsurkunde er­
klaren, dass er bezuglich des Schutzes von Pflanzenzuchtungen die Artikel 2 
und 3 der Pariser Verbandsubereinkunft zum Schutz des gewerblichen Eigentums 
anwendet." 

28. Die Erstreckung der Moglichkeit, den Grundsatz der Inlanderbehandlung zu be­
grenzen, macht es notwendig, Artikel 33 Absatz 1 zweiter Satz zu andern, der wie 
folgt lauten konnte: 

"(1) .... Er gibt ausserdem an, ob er beabsichtigt, von der dart eingeraum­
ten Beschrankungsbefugnis Gebrauch zu machen." 

TEIL IV 

SCH'CTZm1FANG 

Artikel 5 

Problem 

29. Artikel 5 lautet wie folgt: 

"(1) Das dem Zuchter einer neuen Pflanzensorte oder seinem Rechtsnach­
folger gewahrte Recht hat die Wirkung, dass seine vorherige Zustimmung er­
forderlich ist, urn generatives oder vegetatives Vermehrungsmaterial dieser 
neuen Sorte als solches zum Zweck des gewerbsmassigen Absatzes zu erzeugen, 
feilzuhalten oder gewerbsmassig zu vertreiben. Zu dem vegetativen Vermeh­
rungsmaterial gehoren auch ganze Pflanzen. Das Recht des Zuchters erstreckt 
sich auf Zierpflanzen oder deren Teile, die ublicherweise nicht zu Verrnehrungs­
zwecken gewerbsmassig vertrieben werden, falls sie als Verrnehrungsrnaterial 
zur Erzeugung von Zierpflanzen oder Schnittblumen gewerbsrnassig verwendet 
werden. 

(2) Der Zuchter oder sein Rechtsnachfolger kann seine Zustimrnung von 
Bedingungen abhangig rnachen, die er festlegt. 

(3) Die Zustimrnung des Zuchters oder seines Rechtsnachfolgers ist 
nicht erforderlich, wenn die neue Sorte als Ausgangsrnaterial fur die 
Schaffung weiterer neuer Sorten verwendet wird und diese gewerbsrnassig ver­
trieben werden. Dagegen ist die Zustimmung erforderlich, wenn die neue Sorte 
fur die gewerbsrnassige Erzeugung einer anderen Sorte fortlaufend verwendet 
werden muss. 

(4) Jeder Verbandsstaat kann in seinem innerstaatlichen Recht oder in 
besonderen Abmachungen irn Sinne des Artikels 29 den Zuchtern fur bestimmte 
botanische Gattungen oder Arten ein Recht gewahren, das uber das in Absatz 1 
bezeichnete hinausgeht und sich insbesondere bis auf das gewerbsrnassig ver­
triebene Erzeugnis erstrecken kann. Ein Verbandsstaat, der ein solches Recht 
gewahrt, kann dieses auf Angehorige der Verbandsstaaten, die ein gleiches 
Recht gewahren, sowie auf naturliche und juristische Personen beschranken, 
die ihren Wohnsitz oder Sitz in einem dieser Staaten haben." 
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30. Das Ubereinkommen sieht in Artikel 5 Absatz 1 einen Mindestschutzumfang vor, 
den alle Verbandsstaaten verpflichtet sind, den Inhabern von Zuchterrechten zu ge­
wahren. Jeder Verbandsstaat ist jedoch nach Artikel 5 Absatz 4 befugt, weiterge­
hende Rechte als die unter Artikel 5 Absatz 1 genannten zu gewahren. 

31. In fruheren Sitzungen hat der Ausschuss mehrere Vorschlage zum Schutzumfang 
behandelt. Sie werden nachfolgend in Erinnerung gerufen: 

32. "Landwirteprivileg". Nach Abschnitt 113 des Sortenschutzgesetzes der Ver­
einigten Staaten von Amerika kann jemand, dessen hauptsachliche Betatigung in der 
Erzeugung von Erntegut fur andere Zwecke als die der Vermehrung besteht, Saatgut 
an Personen, die die gleiche Betatitung ausuben, verkaufen. Der Ausschuss vertrat 
die Auffassung, dass es innerhalb der Zustandigkeit eines jeden Verbandsstaats 
liege, Artikel 5 Absatz 1 auszulegen und den nach diesem Absatz gewahrten Schutz 
festzulegen, sowie dass die Auslegung dieser Bestimmung auf den authentischen fran­
zosischen Wortlaut zu stutzen sei, wie er in den "Actes des Conferences inter­
nationales pour la protection des obtentions vegetales, 1957- 1961, 1972"* naher 
erlautert sei. Der Ausschuss hatte keine Bedenken gegen eine Auslegung des Artikels 
5 Absatz 1 in dem Sinne, dass Verbandsstaaten nicht verpflichtet sind, den Schutz­
umfang auf Verkauf von Saatgut zwischen Landwirten auszudehnen. 

33. Schutz des gewerbsmassig vertriebenen Erzeugnisses. Es war vorgeschlagen wor­
den, den Mindestschutzumfang nach Artikel 5 Absatz 1 bis auf das gewerbsmassig ver­
triebene Erzeugnis - jedenfalls bei vegetativ vermehrten Zierpflanzen - zu er­
strecken, in der Hauptsache auf Schnittblumen. Dies wurde damit begrundet, dass 
der Inhaber einer geschutzten Sorte in einem Staat, der lediglich den Mindest­
schutzumfang gewahrt, die Einfuhr von Schnittblumen nicht verhindern kann, die in 
einem Staat erzeugt worden sind, der keinen Schutz gewahrt und in dem der Zuchter 
flir die Vermehrung der Sorte keine Lizenzzahlungen verlangen kann. Es wurde be­
richtet, dass dieses Problem sich zuspitze, da es im allgemeinen lohnender sei, 
das Endprodukt - insbesondere Schnittblumen - einer grossen Zahl von Zier-
pflanzen in Landern mit gunstigen klimatischen und sonstigen Bedingungen zu er­
zeugen. Der Ausschuss erwog jedoch, dass jede Erweiterung des Schutzumfangs die 
Ratifizierung des revidierten Textes durch die gegenwartigen Verbandsstaaten und 
den Beitritt kunftiger Verbandsstaaten schwieriger oder sogar unmoglich machen 
konne und daher abgelehnt werden sollte. In diesem Zusammenhang wurde berich-
tet, dass der dem belgischen Parlament zugeleitete Gesetzentwurf uber Sorten­
schutz fur bestimmte Arten die Erweiterung des Schutzes auf das Endprodukt habe 
ermoglichen wollen; das belgische Parlament habe diese Moglichkeit jedoch besei­
tigt. 

34. Verkauf von Jungpflanzen. Aus ahnlichen Erwagungen stimmte der Ausschuss 
einem Vorschlag nicht zu, in dem Ubereinkommen klarzustellen, dass die Erzeugung 
und der Verkauf von Jungpflanzen, die aus Saatgut einer geschutzten Sorte aufge­
zogen worden sind, unter den Schutzumfang fallt; dieser Vorschlag hatte durch 
Aufnahme einer vleiten Definition des Begriffs "Vermehrungsgut" in das Ubereinkom­
men verwirklicht werden konnen. Der Ausschuss kam zu der Auffassung, dass es, 
falls das nationale Recht zu eng sein sollte, in dem Sinne ausgelegt zu werden, 
dass Jungpflanzen der obenerwahnten Art als Vermehrungsmaterial anzusehen sind, 
besser sei, das nationale Recht zu andern,als Artikel 5 Absatz l des Ubereinkom­
mens zu revidieren. Auch hier furchtete der Ausschuss, dass eine Erweiterung von 
Artikel 5 Absatz 1 die schnelle Ratifizierung der revidierten Fassung des Uberein­
kommens und den Beitritt einiger Nichtverbandsstaaten in Frage stellen wurde. Der 
Ausschuss schlug allerdings vor, dass die Diplomatische Konferenz eine Empfehlung 
annehmen solle, die die Verbandsstaaten auffordere, sicherzustellen, dass der 
Schutzumfang den Verkauf von Jungpflanzen umfasst. 

35. Gewerbsmassige Vermehrung. In fruheren Tagungen war die Frage gestellt wor­
den, ob es nach dem gegenwartigen Wortlaut des Ubereinkommens zulassig sei, kleine 
Mengen von Saatgut einer geschutzten Sorte aufzukaufen, zu vermehren oder auf­
grund eines Vertrages von anderen vermehren zu lassen und das vermehrte Material 
zum Anbau von Erntegut, das zu Verbrauchszwecken weiterverarbeitet oder verwendet 
wird, selbst anzubauen oder von anderen vertraglich anbauen zu lassen. In solchen 
Fallen wurde der Zuchter Lizenzzahlungen nur fur die geringe Anfangsmenge von 
Saatgut erhalten, wahrend grosse Gewinne von der vermehrenden Firma gemacht wer­
den konnten. Der Ausschuss erwog, dass eine Erweiterung des Schutzumfangs, urn sol­
che Falle zu erfassen, ebenfalls im nationalen Recht vorgenommen werden sollte, 
falls sie notwendig sei. In diesem Zusammenhang ist zu bemerken, dass wahrend der 
Zeit der Ausarbeitung des Wortlauts der Ubereinkommensbestimmung die Worter "a des 
fins d'ecoulement commercial" ("fur Zwecke des gewerblichen Vertriebs") bewusst 
gewahlt wurden, urn diese und andere ahnliche Falle zu erfassen. 

* Siehe Anlage I. 
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TEIL V 

SCHUTZVORAUSSETZUNGEN 

Artikel 6 

Problem 

36. Artikel 6 lautet wie folgt: 

"(1) Der Zuchter einer neuen Sorte oder sein Rechtsnachfolger geniesst 
den in diesem Obereinkomrnen vorgesehenen Schutz, wenn folgende Voraus­
setzungen erfullt sind: 

(a) Die neue Sorte muss sich ohne Rucksicht darauf, ob das Aus­
gangsmaterial, aus dem sie entstanden ist, kunstlichen oder naturlichen 
Ursprungs ist, durch ein oder mehrere wichtige Merkmale von jeder anderen 
Sorte deutlich unterscheiden lassen, deren Vorhandensein im Zeitpunkt der 
Anrneldung des Schutzrechts allgemein bekannt ist. Diese Offenkundigkeit 
kann auf Grund verschiedener Tatsachen festgestellt werden, beispielsweise 
durch bereits laufenden Anbau oder gewerbsmassigen Vertrieb, bereits erfolg­
te oder eingeleitete Eintragung in ein arntliches Sortenregister, Anbau in 
einer Vergleichssamrnlung oder genaue Beschreibung in einer Veroffentlichung. 

Die Merkrnale, die es ermoglichen, eine neue Sorte zu bestirnrnen 
und zu unterscheiden, konnen morphologischer oder physiologischer Art sein. 
In allen Fallen muss man sie genau beschreiben und erkennen konnen. 

(b) Die Tatsache, dass eine Sorte bereits versuchsweise angebaut, 
zur Eintragung in ein arntliches Register vorgelegt oder in ein solches ein­
getragen worden ist, kann ihrem Zuchter oder seinem Rechtsnachfolger nicht 
entgegengehalten werden. 

Die neue Sorte dar£ in dem Zeitpunkt, in dem das Schutzrecht in 
einern Verbandsstaat angemeldet wird, noch nicht mit Zustirnrnung des Zuchters 
oder seines Rechtsnachfolgers irn Hoheitsgebiet dieses Staates oder seit mehr 
als vier Jahren im Hoheitsgebiet eines anderen Staates feilgehalten oder ge­
werbsmassig vertrieben worden sein. 

(c) Die neue Sorte muss hinreichend homogen sein; dabei ist den 
Besonderheiten ihrer generativen oder vegetativen Vermehrung Rechnung zu 
tragen. 

(d) Die neue Sorte muss in ihren wesentlichen Merkmalen bestandig 
sein, d.h. nach ihren aufeinanderfolgenden Vermehrungen oder, wenn der 
Zuchter einen besonderen Vermehrungszyklus festgelegt hat, am Ende eines 
jeden Zyklus weiterhin ihrer Beschreibung entsprechen. 

(e) Die neue Sorte muss eine Sortenbezeichnung erhalten, die dem 
Artikel 13 entspricht. 

(2) Die Gewahrung des Schutzes fur eine neue Sorte dar£ nur von den 
vorstehenden Voraussetzungen abhangig gemacht werden; der zuchter oder sein 
Rechtsnachfolger muss jedoch den im innerstaatlichen Recht eines jeden 
Staates vorgesehenen Formlichkeiten einschliesslich der Zahlung der Gebuhren 
genugt haben." 

37. Weltneuheitsprinzip. Nach einer eingehenden Oberprufung der Praxis der Pru­
fung von Sorten auf Unterscheidbarkeit sowohl in den Verbandsstaaten als auch 
in anderen Staaten stellte der Ausschuss fest, dass der Prufungsstandard sehr 
ahnlich sei,und k~J zu der Oberzeugung, dass es nicht notwendig sei, Artikel 6 
Absatz 1 Buchstabe a zu andern. Insbesondere nahrn er den Vorschlag einer Dele­
gation nicht an, diese Obereinkomrnensbestirnrnung dadurch ZU andern, dass festge­
stellt wird, dass die neue Sorte sich von jeder anderen Sorte unterscheiden muss, 
deren Vorhandensein "im Staat, in dern die Anrneldung der neuen Sorte eingereicht 
wird," allgemein bekannt sei. 

38. Ausdruck "wichtige Merkmale". Nach sorgfaltiger Prufung einer Reihe von 
hierzu gemachten Vorschlagen und nach einer ubereinstirnrnenden Feststellung, dass 
die Begriffsbestirnrnung in der Allgemeinen Einfuhrung zu den Richtlinien ~ur die 
Prufun0 der Unterscheidbarkeit, Ho~o0enitat und Bestandinkeit von ~flanzenzuch­
tunaen (UPOV/TG/1/1) ausreiche, un die Bedeutung der Vorschrift klar ZQ~ Aus­
druck zu bringen, beschloss der Ausschuss, dass keine Notwendi~keit bestehe, den 
in Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe a enthaltenen Ber<riff "wichtige Herkr<lale" zu an­
dern. 
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39. Verkauf von Vermehrungsmaterial zu Versuchszwecken. Der Ausschuss prufte 
die Frage, ob versuchsweise vorqenommene Massnahmen zur Untersuchuna der Merk­
male einer Sorte (z.3. der Mahl- und Backfihigkeit oder der Einnunq.fur die 
tonservierung und ganz allgemein der Eignung fur die Verarbeifung5, wenn sie zu­
fallig die Freigabe des Vermehrungsmaterials erforderlich machen, der Neuheit der 
Sorte entgegenstehen. Er ka~ zu der Auffassung, dass eine solche Freiqabe nicht 
gewerblicher Natur und daher auch nicht neuheitsschadlich sei, solange das Mate­
rial nicht als Sorte oder unter der Sortenbezeichnung verkauft werde und solange 
solche Verkaufe nicht vorgenommen wurden, urn die newerbliche Attraktivitit des 
Produkts auf den Kunden zu prufen. Der Ausschuss sah keine Notwendiqkeit, hierzu 
in Artikel 6 eine Klarstellung vorzunehmen. 

40. Neuheitsschonfrist. In den Vereinigten Staaten von Amerika wird Zuchtern 
eine Prist von einem Jahr gewahrt, die am Anmeldetag auslauft (die sogenannte 
"Neuheitsschonfrist"), wahrend derer die Zuchter die Sorte ohne Beeintrachtigung 
ihrer Neuheit vertreiben konnen*. Der Ausschuss kam zu der Auffassung, dass die 
Neuheitsschonfrist in den Vereinigten Staaten von Amerika und anderen Staaten eine 
alteingefuhrte Tradition sei, die kaurn abgeschafft werden konne. Er vertrat die 

* Abschnitt 102 des Patentgesetzes (anwendbar auf vegetativ vermehrte Pflanzen) 
lautet wie folgt: 

"Voraussetzungen fur die Patentierbarkeit; Neuheit und Verlust des Rechts 
auf das Patent. 

Das Recht auf das Patent besteht, wenn 

(b) die Erfindung nicht linger als seit einem Jahr vor dem Zeitpunkt der An­
meldung zum Patent in den Vereinigten Staaten in diesem oder in einem aus­
wartigen Land patentiert oder in einer gedruckten Veroffentlichung beschrie­
ben worden ist oder sich in diesern Land im offentlichen Gebrauch befand oder 
vertrieben wurde oder ••. " 

Abschnitt 42 des Sortenschutzgesetzes (anwendbar auf generativ verrnehrte Pflan­
zen) lautet wie folgt: 

"Recht auf Sortenschutz; schutzfahige Pflanzensorten. 

(a) Der Zuchter einer jeden neuen Sorte generativ vermehrter Pflanzen 
(mit Ausnahme von Pilzen, Bakterien oder Hybriden der ersten Generation), der 
auf diese Weise die Sorte vermehrt hat, oder sein Rechtsnachfolger, hat An­
spruch auf Sortenschutz an der Sorte, gemiss den Bedingungen und Voraus­
setzungen dieses Gesetzestitles, falls nicht einer der folgenden Binderungs­
grlinde vorliegt: 

(1) Die Sorte war vor dem Datum ihrer Festlegung durch den Zuchter 
oder seit mehr als einem Jahr vor dern wirksamen Anmeldedatum (A) eine offent­
liche Sorte in diesem Land oder (B) stand den in diesem Land Tatigen effektiv 
zur Verfugung und war in einer Veroffentlichung hinreichend beschrieben, die 
vernlinftigerweise als Teil des der Offentlichkeit zur Verfugung stehenden 
technischen Wissens in diesem Land angesehen wird; die Beschreibung muss eine 
Offenlegung der Hauptmerkrnale umfassen, durch die die Sorte unterscheidbar ist. 

(2) Eine auf Handlungen .des gleichen Zuchters gestutzte Anmeldung zum 
Schutz der Sorte wurde von dem Inhaber oder seinen Vertretern vor rnehr als 
einem Jahr vor dem wirksamen Anmeldedatum der in den Vereinigten Staaten einge­
reichten Anmeldung in einem auslandischen Staat eingereicht. 

(3) Einem anderen steht ein fruheres Festlegungsdatum fur die gleiche 
Sorte zu und ein solcher Anderer (A) hat ein Sortenschutzrecht hierflir oder (B) 
war mit einem fortlaufenden Programm der Entwicklung und Prufung bis zurn ge­
werblichen Betrieb befasst oder (C) hat innerhalb von sechs Monaten nach einem 
solchen Festlegungsdatum die Sorte in einer Veroffentlichung angemessen be­
schrieben, die als Teil des der Offentlichkeit zur Verfugung stehenden tech­
nischen Wissens in diesem Land angesehen werden kann; die Beschreibung muss 
eine Offenlegung der wesentlichen Merkmale umfassen, durch die die Sorte unter­
scheidbar ist. 

(b) Der Sekretar kann durch Verordnung die irn Unterabschnitt (a) fur 
die Einreichung von Anmeldungen vorgesehene Prist von einem Jahr urn eine 
angemessene Zeitspanne verlanaern und kann in diesem Fall eine Verklirzung 
der Schutzdauer urn eine rn~ndestens entsprecnende Spanne vorsehen." 
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Auffassung, das Obereinko~~en sollte geandert werden, urn es neu beitretenden 
staaten zu gestatten, eine solche Frist in ihren nationalen Gesetzen beizubehalten. 
wahrend die Mehrheit der Sachverstandigen eine Losung befurwortete, nach der die­
ses Privileg auf Staaten beschrankt wird, die im Zeitpunkt der Ratifizierung des 
Obereinkommens oder des Beitritts zum Obereinkommen schon eine Neuheitsschonfrist 
vorsehen, war eine Delegation der Meinung, dass dann auch anderen Staaten die Mog­
lichkeit gegeben werden salle, eine solche Frist zu jeder Zeit, in der sie dies 
zu tun wlinschten, einzufuhren. Zwei ~nderungsvorschlage werden in Absatz 42 des 
vorliegenden Dokuments gemacht. 

41. Gewerblicher Vertrieb in anderen Staaten als dem Anmeldestaat. Der Ausschuss 
prufte, ob die Vierjahresfrist in Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe b fur den Fall der 
langsam wachsenden Arten wie fur Baume und fur Wein verlangert werden sollte - auf 
sechs Jahre nach einem Vorschlag und auf acht Jahre nach einem anderen Vorschlag. 
Nachdem eine Delegation aus0efuhrt hatte, eine solche Erweiterung sei in jedem 
Fall unzureichend, kam der Ausschuss uberein, die Fra0e den internationalen Be­
rufsorganisationen vorzulegen, und erklarte seine Bereitschaft, jeden realisti­
schen Vorschlag zu prufen. 

Vorschlage 

42. Neuheitsschonfrist. Die folgende Vorschrift wird fur den Fall vorgeschlagen, 
dass beschlossen wird, dass das Obereinkommen neu beitretenden Staaten erlaubt, 
eine Neuheitsschonfrist in ihren nationalen Gesetzen beizubehalten: 

"Artikel 35a 

INeuheitsschonfristJ 

Ungeachtet des Artikels 6 kann jeder Verbandsstaat, nach dessen Recht 
zum Zeitpunkt der Hinterlegung seiner Ratifikations- oder Beitrittsurkunde 
zu diesem Obereinkommen die Zuchter eine Frist geniessen, wahrend derer die 
Sorte in dem Hoheitsgebiet dieses Staates feilgehalten oder vertrieben wer­
den dar£, ohne dass dies das Recht des Zuchters oder seines Rechtsnachfolgers 
beeintrachtigt, urn Schutz fur die Sorte in diesem Staat nachzusuchen, weiter­
hin, ohne hierdurch eine Verpflichtung fur andere Verbandsstaaten zu be0run­
den, eine solche Prist gewahren, voraus0esetzt, dass deren Dauer ein Jahr 
nicht uberschreitet." 

43. Der folgende Zusatz zum zweiten Unterabsatz von Artikel 6 Absatz 1 Buch­
stabe b wird fur den Fall vorgeschlagen, dass beschlossen wird, dass alle Ver­
bandsstaaten die Moglichkeit haben, eine Neuheitsschonfrist jederzeit einzuflih­
ren: 

"Die neue Sorte dar£ in dem Zeitpunkt, in dern das Schutzrecht in einern 
Verbandsstaat angemeldet wird, noch nicht - oder, wo das Recht dieses Ver­
bandsstaates dies vorsieht, nicht seit mehr als einem Jahr - mit Zustirnrnun0 
des Zuchters oder seines Rechtsnachfolgers im Hoheits0ebiet dieses Staates 
oder seit rnehr als vier Jahren im Hoheitsqebiet eines anderen Staates feil­
gehalten oder gewerbsrnassig vertrieben worden sein." 

44. Gewerbsmassiger Vertrieb in anderen Staaten als dem Anmeldestaat. Fur den­
Fall, dass der Ausschuss zu der Auffassung komrnt, dass die Vierjahresfrist wie 
oben unter 41 beschrieben verlangert werden sollte, wird der folgende Wortlaut 
des zweiten Unterabsatzes von Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe b zur Erwagung ge­
stellt: 

"Die neue Sorte dar£ in dem Zeitpunkt, in dern das Schutzrecht in einern 
Verbandsstaat angerneldet wird, noch nicht mit Zustimmung des Zuchters oder 
seines Rechtsnachfolgers im Hoheitsgebiet dieses Staates oder, wenn es sich 
urn Pflanzen wie Reben, Obstbaume und ihre Unterlagen, Wald- und Zierbaurne 
handelt, seit mehr als IsechsJ Jahren oder, falls es sich urn alle anderen 
Pflanzen handelt, seit mehr als vier Jahren irn Hoheitsgebiet eines anderen 
Staates feilgehalten oder gewerbsrnassig vertrieben worden sein." 
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TEIL VI 

PRUFUNG NEUER SORTEN 

Artikel 7 Absatz l und 2 

45. Artikel 7 Absatz l und 2 lautet wie folgt: 

"(l) Der Schutz wird nach einer Prufung der neuen Sorte auf die in 
Artikel 6 festgelegten Merkmale gewahrt. Diese Prufung muss der einzelnen 
botanischen Gattung oder Art unter Berucksichtigung ihres ublichen Vermeh­
rungssystems angepasst sein. 

(2) Fur die Prufung konnen die zustandigen Behorden eines jeden 
Staats von dem Zuchter oder seinem Rechtsnachfolger alle notwendigen Aus­
kunfte und Unterlagen sowie das erforderliche Pflanz- oder Saatgut ver­
langen." 

46. Der Ausschuss prufte die Frage, unter welchen Bedingungen die Prufung auf 
Unterscheidbarkeit, Homogenitat und Bestandigkeit von nichtamtlichen Stellen 
durchgeflihrt werden kann. Er nahm eine Erklarung liber die Mindesterfordernisse, 
die eine solche Prufung erflillen sollte, an. Die Erklarung, die der Rat bereits 
wahrend seiner zehnten ordentlichen Tagung zustimmend zur Kenntnis genommen hat, 
ist in Anlage II zu diesem Dokument wiedergegeben. 

47. In diesem Zusammenhang vertrat der Ausschuss auch die Auffassung, dass ein 
System der aufgeschobenen Prufung in vollem Umfang mit dem gegenwartigen Wortlaut 
des Ubereinkommens vereinbar sei. 

TEIL VII 

Schutzdauer 

Artikel 8 Absatz l und 2 

48. Artikel 8 Absatz l und 2 lautet wie folgt: 

"(l) Das dem Zuchter einer neuen Sorte oder seinem Rechtsnachfolger er­
teilte Recht wird fur eine begrenzte Dauer gewahrt. Diese muss mindestens 
funfzehn Jahre betragen. Fur Pflanzen wie Reben, Obstbaume und ihre Unter­
lagen, Wald- und Zierbaume betragt die Mindestdauer achtzehn Jahre. 

(2) Die Dauer des Schutzes in einem Verbandsstaat lauft vom Zeitpunkt 
der Erteilung des Schutzrechts an." 

49. In den Vereinigten Staaten von Amerika betragt die Schutzdauer sowohl nach 
dem Patentgesetz als auch nach dem Sortenschutzgesetz siebzehn Jahre und wird vom 
Zeitpunkt der Erteilung des Schutzrechtstitels an berechnet. Es ist allerdings 
moglich, dass das Patentgesetz geandert und eine Zeit von zwanzig Jahren vorsehen 
wird, die vom Datum der Anmelduna an aerechnet wird. Wenn man die Dauer der Prlifuna 
in Erwagung zieht, wlirde die eff~ktiv~ Schutzdauer in allen Fallen mindestens acht: 
zehn Jahre betra~en, wie dies in dem Ubereinkornmen als Minimum flir bestimmte Arten 
wie Wein und Baume (Artikel 8 Absatz l) vorgesehen ist. Die Deleqierten der Vereinig­
ten Staaten von Amerika bemerkten wahrend der dritten Taauna des Ausschusses, dass 
das Sortenschutzgesetz ihres Landes den Anforderungen von Artikel 8 Absatz l nicht 
entsprechen wlirde, soweit es sich urn generativ vermehrte Baume handelt. 

50. Der Ausschuss schloss aus dem authentischen franzosischen Text von Artikel 8 
Absatz 2 ("La dun~e de la protection ... s'entend a partir de ... ")I dass die Be­
stimmung in der Weise ausgelegt werden konne, dass sie nicht die Berechnung der 
Schutzdauer vom Zeitpunkt der Einreichung der Anmeldung an verbiete, vorausgesetzt 
dass die effektive Dauer des Schutzes, gerechnet vom Tage der Erteilung des 
Schutzrechtstitels an, wenigstens den Mindestfristen in Artikel 8 Absatz l ent­
spreche. 
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TEIL VIII 

NICHTIGKEIT UNO AUFHEBUNG DER SCHUTZRECHTE 

Artikel 10 

51. Artikel 10 lautet wie folgt: 

"(l) Das Recht des Zuchters wird nach Massgabe des innerstaatlichen 
Rechts eines jeden Verbandsstaats fur nichtig erklart, wenn sich heraus­
stellt, dass die in Artikel 6 Absatz l Buchstaben a und b festgelegten 
Voraussetzungen bei der Erteilung des Schutzrechts tatsachlich nicht er­
fullt waren. 

(2) Das Recht des Zuchters oder seines Rechtsnachfolgers wird aufge­
hoben, wenn er nicht in der Lage ist, der zustandigen Behorde das Vermeh­
rungsmaterial vorzulegen, das gestattet, die neue Sorte mit den im Zeit­
punkt der Schutzerteilung fur sie festgelegten morphologischen oder physio­
logischen Merkrnalen zu erlangen. 

(3) Das Recht des Zuchters oder seines Rechtsnachfolgers kann aufge­
hoben werden, 

(a) wenn er der zustandigen Behorde innerhalb einer vorgeschrie­
benen Prist und nach Mahnung das Vermehrungsmaterial, die Unterlagen und 
die Auskunfte, die zur Uberwachung der neuen Sorte fur notwendig erachtet 
werden, nicht vorlegt oder wenn er die Nachprufung der zur Erhaltung der 
Sorte getroffenen Massnahrnen nicht gestattet; 

(b) wenn er nicht innerhalb der vorgeschriebenen Prist die Ge­
buhren entrichtet hat, die gegebenenfalls fur die Aufrechterhaltung seiner 
Rechte zu zahlen sind. 

(4) Aus anderen als den in diesem Artikel aufgefuhrten Grunden kann 
weder das Recht des Zuchters fur nichtig erklart noch das Recht des Zuchters 
oder seines Rechtsnachfolgers aufgehoben werden. 

52. Mehrere Vorschla~e, weitere Grunde fur die Nichtigerklarung oder die Aufhebung 
der geschutzten Rechte zusatzlich vorzusehen, sind von dern Ausschuss erortert worden. 

53. Anmeldungen im Ausland. Nach Abschnitt 184 des Patentgesetzes der Vereinigten 
Staaten von Arnerika dar£ niemand ohne Ermachtiaung des Commissioner of Patents and 
Trademarks in einem auswartigen Land vor Ablauf von sechs Honaten nach der Anrneldunt:r 
in den Vereinigten Staaten eine Patentanrneldung in Bezug auf eine Erfindung [oder 
eine neue Sorte] einreichen oder einreichen lassen, wenn die =rfinduna [oder die 
neue Sorte] in diesem Land gemacht I~ezuchtet] worden ist. Nach Abschnitt 185 ist 
ein Patent, das einer Person erteilt wurde, die diese Verpflichtung verletzt hat, 
nicht gultig. Diese Regel, die es im Sortenschutzaesetz der Vereinigten Staaten nicht 
gibt, ist zum Schutz der nationalen Sicherheit vorgesehen worden. Da die nationale 
Sicherheit kaum durch einen Antrag auf Schutz einer Pflanzensorte gefahrdet werden 
kann, ist der Ausschuss ubereingekommen, mit Vertretern der Vereinigten Staaten von 
Arnerika zu erortern, ob der Commissioner of Patents and Trademarks nicht in der Lage 
sei, eine allgemeine Ermachtigung zu erlassen, die es Zuchtern gestattet, Erstanrnel­
dungen fur den Schutz von Pflanzenzlichtungen irn Ausland einzureichen. Es wurde darauf 
hingewiesen, dass es unwahrscheinlich sei, dass ein Zlichter in den Vereinigten Staaten 
fur eine dart gezlichtete Sorte die erste Anrneldung irn Ausland und nicht in seinem 
Heimatland einreichen wurde. Das von der Delegation der Vereinigten Staaten aufgewor­
fene Problem habe daher nur theoretische Bedeutung. 

54. Falle von Betrug und Wettbewerbsbeschrankungen. Die Behorden der Vereinigten 
Staaten von Arnerika hatten ferner darauf hingewiesen, dass die Gerichte in diesem 
Land die Befugnis hatten, Patente fur nichtig zu erklaren, wenn sie durch Betru0 er­
langt worden seien oder wenn sie verwendet wurden, urn den Wettbewerb in unangernesse­
ner Weise zu beschranken. Obwohl es keine Rechtsprechuna in dieser Sache gabe, be­
stehe kaurn ein Zweifel, dass die Gerichte diese Befuanis auch in Fallen von Rechten 
in Anspruch nehrnen wlirden, die aufgrund des Sortenschutzaesetzes erteilt worden seien. 
Keiner der beiden Falle scheint eine ~nderuna von Artikel 10 erforderlich zu machen. 
Im Falle der Erlanauna eines Rechts durch Betrua ist es nicht das "Recht des Zlichters", 
das fur nichtig erkla~t wird. Falle, in denen d~s Kartellrecht betroffen ist, konnen 
nach Ansicht des Ausschusses gemass Artikel 9 geregelt werden. 
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55. Nichterfullung der Bedingungen einer zwangslizenz oder des vorUiufiaen Schutzes. 
Die Deleaation eines Verbandsstaats hat vorgeschlagen, die Nichterfullung der Bedin­
gungen einer Zwangslizenz oder des vorlaufigen Schutzes als zusatzliche Grunde fur 
die Nichtigerklarung oder Aufhebung von Pflanzenzuchterrechten zusatzlich aufzunehmen. 
Es wurde allerdings bemerkt, dass die in der Entziehung des Rechts liegende Bestrafung 
eines Zuchters, der sich weigert, die Bedingungen einer Zwangslizenz zu erfullen -
d.h. in den meisten Fallen: es ablehnt, Saatgut oder vegetatives Vermehrungsmaterial 
dem Zwangslizenzinhaber zur Verfugung zu stellen -,hochstwahrscheinlich ihr Ziel nicht 
erreichen wlird~n. 

56. Betrugerischer Verkauf von Verrnehrungsmaterial. Die Frage, ob es ein Grund fur 
die Nichtigerklarung oder die Aufhebung nach Artikel 10 Absatz 3 sein salle, wenn ein 
Zuchter oder ein anderer mit seiner Zustirnrnung absichtlich Vermehrungsmaterial ver­
kauft, von dem er betrugerischerweise den Eindruck hervorruft, dass es sich urn die 
Sorte handele, fur die ihm ein Recht erteilt worden sei, wurde bereits mit den Be­
obachterdelegationen wahrend der dritten Tagunq des Ausschusses erortert (siehe Doku­
ment IRC/III/14 Absatze 61 bis 63). Bei dieser Gelegenheit wurden Bedenken oegen eine 
solche Obereinkornmensanderung geltend gemacht. Es hestand der Eindruck, dass es an­
dere Mittel gebe, urn solche Handlungen zu verhindern, und dass die Sanktion der Nichtig­
erklarung nicht erforderlich sei. Es wurde schliesslich vereinbart, die Angelegenheit 
in kunftigen Tagungen neu zu behandeln. 

57. Allgemeine Zulassung neuer Grunde fur die Nichtioerklarunc-r oder Aufhebun<J. Mit 
Rucksicht auf die Zahl der fur die Aufnahrne in Artikel 10 vorgeschlagenen Grunde fur 
eine Nichtigerklarung oder eine Aufhebung wurde anoereot, Artikel 10 Absatz 4 zu strei­
chen und den Verbandsstaaten allnemein die Befu<Jnis zuzugestehen, in ihren Gesetzen 
Nichtigkeits- oder Aufhebungsgrunde vorzusehen, die in dem Obereinkomrnen nicht erwahnt 
seien. Der Ausschuss sah sich nicht in der Lage, einer Anregung dieser Art zuzustirnrnen, 
da er eine solche ~1assnahrne als einen Schritt zuruck ansah, der die Zuchter einer grund­
le<Jenden Garantie berauben wlirde, deren sie sich jetzt erfreuen. 

Vorschlag 

58. Im Hinblick auf den Ausgang der oben darqestellten Erorterungen hat das Verbands­
buro einen Forrnulierungsvorschlaq lediglich fur den in Absatz 56 erwahnten Fall vorberei­
tet. Der dart genannte Vorschlag konnte verwirklicht werden, indem der folgende zusatz­
liche Unterabsatz in Artikel 10 Absatz 3 aufgenornmen wird (der gegenwartige Unterabsatz 
b) wurde in diesem Falle Unterabsatz c) vJerden): 

"(3) Das Recht des Zuchters oder seines Rechtsnachfolgers kann aufgehoben 
werden, 

"(b) wenn er oder ein Dritter mit seiner Zustirnmung absichtlich [und Wieder­
holt] als ~1aterial der neuen Sorte ausgegebenes generatives oder vegetatives Vermeh­
run<Jsrnaterial [in erheblichen ~1engen] feilhalt oder qewerbsmassin vertreibt, 
das nicht geeinnet ist, die neue Sorte mit ihren morpholo~ischen oder 9hysio­
logischen Herknalen, wie sie bei der Erteiluno des Rechts festoelegt worden 
sind, zu erzeuoen." 

TEIL IX 

tHRKSAHKEIT DES PRIORITi'\TSANSPRUCHS 

Artikel 12 Absatze 1 und 3 

Problem 

59. Artikel 12 Absatze 1 und 3 lautet wie folgt: 

"(1) Hat der Zuchter oder sein Rechtsnachfolger eine Schutzrechtsanmel­
dunq fur eine neue Sorte in einern der Verbandsstaaten vorschriftsmassiq hinter­
legt, so oeniesst er fur die Hinterleouna in den anderen Verbandsstaat~n wahrend 
einer Fri~t von zwolf ~1onaten ein Prioritatsrecht. Diese Prist beninnt mit dem 
Zeit~unkt der Hinterleoung der ersten Anrneldung. Der Tag der Hinterlegung wird 
nicht in die Prist eingerechnet, 
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"(3) Dem Zuchter oder seinem Rechtsnachfolger steht eine Frist von vier 
Jahren nach Ablauf der Prioritatsfrist zur Verfu~ung, um de~ Verbandsstaat, 
bei dem ein Antrag auf Schutz nach Massgabe des Absatzes 2 hinterlegt worden 
ist, die nach den Gesetzen und sonstigen Vorschriften dieses Staats erforder­
lichen er~anzenden Unterla~en und das erforderliche Material vorzuleqen." 

60. Die Einjahresfrist nach Artikel 12 Absatz lund die Vierjahresfrist nach Arti­
kel 12 Absatz 3 konnten von einem Zuchter zum Schaden seiner auf dein (Tleichen Gebiet 
arbeitenden Wettbewerber missbraucht werden. Ein Zuchter konnte eine Erstanmeldun<J 
in einem Staat zu eine~ Zeitpunkt einreichen, zu de~ die Sorte noch nicht hinreichend 
homogen ist, und anschliessend Anmeldungen in anderen Verbandsstaaten einreichen, fur 
die er die Priori tat der Erstanmelduncr in Ansprun<J nimmt. rvenn er das anrreforderte 
Haterial in den Staaten der nachfolgenden Anmeldungen vorlegt - wofur i~ das Ober­
einkonmen eine Frist zugesteht, die rrerechnet vom Tarr der Erstanmeldunrr an bis zu 5 
Jahren betraaen kann -, so kann er Proben der Sorte, deren Homorrenitat er in der Zwi­
schenzeit verbessert hat, einreichen. Durch Inansuruchna~e der~Prioritat der Erstan­
meldung kann er einen ungerechtfertigten Vorteil gegenuber Zuchtern erlangen, die die 
gleiche Sorte gezuchtet jedoch mit der Einreichunrr der Anmeldunrr zurrewartet haben, 
bis die Sorte hinreichend homogen war, urn den Anforderungen des Obereinkommens zu 
qenurren. Nach dem creqenwarticren t\lortlaut des Obereinkonnens hat die Tatsache, dass 
die Erstanmeldung des Zuchters, der in dieser T<Teise unfair handel t, vTahrscheinlich 
zuruckgewiesen wird, falls der Zuchter sie nicht selbst freiwilliq zurucknimmt, kei­
nen Einfluss auf die nachfolaenden Anmelduncren in anderen Verbandsstaaten. Es wird 
im Gegenteil sogar schwierig: wenn nicht unmonlich sein, nachzuweisen, dass der 
Prioritatsanspruch nicht gerechtfertiqt war, da die Behorde, bei der die Erstanmel­
dung eingereicht worden war, das ihr zum Zeitpunkt der Erstanmelduna ubergebene 
I1aterial im Hinblick auf die Zuruckweisung oder Zurucknahme dieser Erstanmeldung 
nicht mehr aufbewahren wird. 

61. Der Ausschuss kam zu der Oberzeu<Jung, dass es nicht moglich und nicht zweck­
massig sei, die <Jegenwarti<Je Regel zu andern, wonach die Unwirks~keit der Erstanmel­
dung keinen Einfluss auf die nachfolgenden Anmeldungen, fur die die Prioritat der Erst­
anmeldung beansprucht worden ist, hat. Er hat allerdings in Betracht gezogen, dass die 
1\rnter, bei denen die nachfolgenden Anmeldungen eingereicht vmrden sind, in der Lage sein 
sollten, zu prufen, ob das ihnen uberaebene :1aterial mit de~ dem Amt der Erstanmelduno 
ubergebenen Material ubereinstinnt, und zwar auch dann, wenn die Erstanmeldung zuruck­
gewiesen oder zuruckgenommen worden ist. Der Ausschuss war sich daher daruber einig, 

dass das Ubereinkommen die 1\rnter der Verbandsstaaten e~achtigen salle, die sofor-
tige Vorla<Je von Vermehrungs~aterial an sie zu verlangen, wenn der Zuchter die 
Prioritat einer Anmeldung in einem anderen Verbandsstaat in Anspruch <Jenommen hatte 
und diese Anmeldung zuruckgewiesen oder zuruckgenommen worden ist. Der Ausschuss 
unterstrich allerdings, dass eine solche Regel normalerweise nicht die Fristen ver­
kurzen salle, die in Artikel 12 Absatz l und 3 vorgesehen sind. Die 1\rnter der nach­
folgenden Anmeldun" sollten daher nicht berechtigt sein, die Prufung ge<Jen den Wil-
len des Zuchters in Gang zu setzen, bevor diese beiden Fristen, die bis zu funf 
Jahre betragen konnnen, abgelaufen sind. 

Vorschlaa 

62. Der folgende Satz, der an Artikel 12 Absatz 3 anzufugen ist, wird zur Erorte­
rung vorgeschlagen: 

" .•.. Jedoch kann dieser Staat die Vorlage der erganzenden Unterlagen und des 
Haterials innerhalb einer von ihm zu setzenden Frist verlangen, wenn die An­
meldung, deren Prioritat in Anspruch aenonmen worden ist, zuruckgewiesen oder 
zuruck(Jenommen wird." 
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TEIL X 

SORTENBEZEICHNUNG 

Artikel 13 

Problem 

63. Artikel 13 lautet wie folgt: 

_, u 71 

"(1) Eine neue Sorte ist mit einer Sortenbezeichnung zu kennzeichnen. 

(2) Diese Sortenbezeichnung muss die Identifizierung der neuen Sorte 
ermoglichen; sie dar£ insbesondere nicht ausschliesslich aus Zahlen bestehen. 
Die Sortenbezeichnung dar£ nicht geeignet sein, hinsichtlich der Merkmale, 
des Werts oder der Identitat der neuen Sorte oder der Identitat des Zuchters 
irrezufuhren oder Verwechslungen hervorzurufen. Sie muss sich insbesondere 
von jeder Sortenbezeichnung unterscheiden, die in einem der Verbandsstaaten 
bereits vorhandene Sorten derselben botanischen Art oder einer verwandten 
Art kennzeichnet. 

(3) Der Zuchter oder sein Rechtsnachfolger darf als Sortenbezeichnung 
fur eine neue Sorte weder eine Bezeichnunq hinterlegen, fur die er in einem 
Verbandsstaat den den Fabrik- oder Handelsmarken gewahrten Schutz flir Erzeug­
nisse geniesst, die im Sinne des Markenrechts gleich oder qleichartig sind, 
noch eine mit dieser Marke verwechslungsfahige Bezeichnung, es sei denn, er 
verpflichte sich, auf sein Recht aus der Marke bei Eintragung der Sortenbe­
zeichnung flir die neue Sorte zu verzichten. 

Hinterlegt der Zuchter oder sein Rechtsnach£olger gleichwohl die 
Sortenbezeichnung, so kann er von ihrer Eintragung an fur die oben bezeichne­
ten Erzeugnisse nicht mehr ein Recht aus der Fabrik- oder Handelsmarke gel­
tend machen. 

(4) Die Sortenbezeichnung der neuen Sorte wird von dem Zuchter oder 
seinem Rechtsnachfolger bei der in Artikel 30 vorgesehenen Behorde hinter­
legt. Stellt sich heraus, dass diese Sortenbezeichnung den Erfordernissen 
der vorstehenden Absatze nicht entspricht, so verweigert die Behorde die Ein­
tragung und verlangt von dem Zuchter oder seinem Rechtsnachfolger, dass er 
innerhalb einer vorgeschriebenen Frist eine andere Sortenbezeichnung vor­
schlagt. Die Sortenbezeichnung wird gleichzeitig mit der Erteilung des Schutz­
rechts gemass Artikel 7 eingetragen. 

(5) Eine neue Sorte darf in den Verbandsstaaten nur unter derselben 
Sortenbezeichnung angemeldet werden. Die fur die Erteilung des Schutzrechts 
zustandige Behorde eines jeden Staates ist verpflichtet, die so hinterlegte 
Sortenbezeichnung einzutragen, sofern sie nicht feststellt, dass diese Sor­
tenbezeichnunq in ihrem Staat unqeeignet ist. In diesem Fall kann die Behorde 
von dem Zucht~r oder seinem Rechtsnachfolger verlanqen, dass er eine Ober­
setzung der ursprunglichen Sortenbezeichnung oder eine geeignete andere Sor­
tenbezeichnung vorschlagt. 

(6) Wird eine Sortenbezeichnung fur eine neue Sorte bei der zustandigen 
Behorde eines Verbandsstaats hinterlegt, so teilt diese sie clem in Art.ikel 15 
vorgesehenen Verbandsburo mit; dieses unterrichtet die zustandigen Beli5rden 
der anderen Verbandsstaaten. Jeder Verbandsstaat kann dem mitteilenden Staat 
seine etwaigen Einwendungen uber das Verbandsburo zugehen lassen. 

Die zustandiqe Behorde eines jeden Verbandsstaats teilt dem Verbands­
bliro jede Eintragung einer Sortenbezeichnung flir eine neue Sorte und jede Ver­
weigerung einer Eintragung mit; das Verbandsbliro unterrichtet die zustandigen 
Behorden der anderen Verbandsstaaten. Die Eintra0ungen werden durch das Ver­
bandsburo auch den Mitgliedsstaaten des Pariser Verbands zum Schutz des gewerb­
lichen Eigentums zur Kenntnis gebracht. 

(7) Wer in einem der Verbandsstaaten Vermehrungsmaterial einer neuen Sor­
te feilhalt oder gewerbsmassig vertreibt, ist verpflichtet, die Sortenbezeich­
nung dieser neuen Sorte auch nach Ablauf des Schutzes dieser Sorte zu benutzen, 
sofern nicht gemass Absatz 10 altere Rechte dieser Benutzung entqeqenstehen. 
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(8) Von dern Tar;e an, an welchern dern Zuchter oder seinern Rechtsnachfolger 
in einem Verbandsstaat ein Schutzrecht erteilt worden ist, gilt folgendes: 

a) Die Sortenbezeichnung der neuen Sorte darf in keinern Verbandsstaat 
als Sortenbezeichnung einer anderen Sorte derselben botanischen Art 
oder einer verwandten Art benutzt werden; 

b) die Sortenbezeichnung der neuen Sorte wird als Gattunasbezeichnung 
fur diese Sorte angesehen. Daher kann vorbehaltlich des Absatzes 10 
in einem Verbandsstaat niernand eine mit der Sortenbezeichnung der 
neuen Sorte identische oder verwechslungsfahige Bezeichnung zur 
Eintragung als Fabrik- oder Handelsrnarke fur gleiche oder gleich­
artige Erzeugnisse im Sinne des r1arkenrechts anrnelden oder Marken­
schutz erhalten. 

(9) Fur ein und dasselbe Erzeu0nis darf der Sortenbezeichnuna der neuen 
Sorte eine Fabrik- oder Handelsrnarke-hinzuqefuqt werden. -

(10) Altere Rechte Dritter an Zeichen, die zur Unterscheidung ihrer Er­
zeugnisse oder ihres Unternehrnens dienen, bleiben unberi.ihrt. ~'lird die Benut­
zung der Sortenbezeichnung einer neuen Sorte einer Person, die gernass Absatz 7 
zu ihrer Benutzung verpflichtet ist, auf Grund eines alteren Rechts untersagt, 
so verlangt die zustandige Behorde in diese~ Fall von dern Zuchter oder sein~rn 
Rechtsnachfolger, dass er eine andere Sortenbezeichnung fur die neue Sorte 
vorschlagt." 

64. Nahrend der Sitzung der Verbands- und Nichtverbandsstaaten irn Oktober 1974 und 
in fruheren Tagungen des Ausschusses sowie auch bei anderen Anlassen wurden Vorschlage 
fur die Anderung des Artikels 13 gernacht. Diese Vorschla0e sind nachstehend aufge­
fuhrt. 

(i) Kanada hat in der Taauna der Verbands- und Nichtverbandsstaaten voroeschla­
gen, die gegenwartigen Beschr~nk~ngen in Bezug auf die Bezeichnunoen abzusch~ffen 
und Kornbinationen von Nortern oder einer Reihe von Buchstaben mit Zahlen zuzulassen. 

(ii) Die Vereinigten Staaten von Arnerika haben vorgeschlagen, die Auswahl und 
die Bewertung von Sortenbezeichnun0en und die Einzelheiten ihrer Verwaltuna den 
nationalen Rechten der Verbandsstaaten zu uberlassen und andererseits die Funktion 
der UPOV bei der Information von Staaten uber die Verwennung von Sortenbezeichnun­
gen beizubehalten und moglichst noch zu verstarken, urn sicherzustellen, dass Sorten­
bezeichnungen ihrer Natur nach Gattungsbezeichnungen sind und nicht als Narenzeichen 
verwendet werden konnen. 

(iii) CIOPORA hat vorgeschlagen, das rvort "denomination" i.iberall in der franzo­
sischen Fassung des Dbereinkornrnens durch "desi<]nation" zu ersetzen. Hierzu wurde 
vorgetragen, dass diese Bezeichnung mit der von dem Dbereinko~~en dem Narnen der 
Sorte gegebenen Rolle und Funktion besser in Dbereinstimrnung stehe. 

(iv) CIOPORA hat ferner vorgeschlagen, den Schlussteil des ersten Unterabsatzes 
von Artikel 13 Absatz 3, der 1:1it den \'Jorten "es sei denn, er verpflichte sich" be­
ginnt, sowie den zweiten Unterabsatz dieses Absatzes zu streichen. 

65. Die von Kanada und den Vereinigten Staaten von Arnerika in der Sitzung der Ver­
bands- und Nichtverbandsstaaten unterbreiteten Vorschlage erwecken den Anschein, 
dass beide Staaten eine vollige Streichung von Artikel 13 befurworten, mit Ausnahme 
der Reaeln, die eine bessere Information der Verbandsstaaten uber Sortenbezeichnun­
gen, die in anderen Verbandsstaaten bereits reaistriert oder einnereicht worden sind, 
zurn Ziele haben. t\Tahrend der Reise der Delegation der UPOV nach den \Jereini'}ten Staa­
ten von Arnerika und nach Kanada im Jahre 1975 und irn Verlauf spaterer Erorterur,gen 
konnte jedoch der Eindruck gewonnen werden, dass diese beiden Staaten nicht di2 Ab­
sicht haben, eine Anderung zu Artikel 13 selbst vorzuschlagen, sondern dass sie sich 
beide ledi0lich auf die Leitsatze fur Sortenbezeichnunqen beziehen wollten. Was 
die Massnahmen der oenenseitigen Unterrichtung i.iber registrierte und zur Registrie­
rung angemeldete So~t~nbezeichnungen betrifft, so ist festzustellen, dass das nach 
dem Dbereinko~men voraesehene System zur Zeit durch die Vorlaufi~e Verfahrensordnung 
fur den Austausch von Sortenbezeichnungen (Dokument UPOV/C/V/33) ersetzt wird. 

66. In ji.ingster Zeit haben die Vereinigten Staaten von Arnerika die Streichung des 
Erfordernisses im ersten Unterabsatz von Artikel 13 Absatz 2 am Ende, dass die Sor­
tenbezeichnung nicht ausschliesslich aus Zahlen bestehen darf, voraeschlagen. Diese 
Frage muss weiter erortert werden. 
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67. Nach einer Priifung der Entwicklungsgeschichte des Begriffs "denomination" an­
hand der "Actes des Conferences internationales pour la protection des obtentions 
vegetales 1957 - 1961, 1971," hat der Ausschuss erwogen, den Vorschlag der CIOPORA, 
den Begriff "denomination" durch "designation" zu ersetzen, nicht anzunehmen. Die 
"Actes" ("Aufzeichnungen") zeigen, dass 

(i) in den ersten Obereinkommensentwlirfen der Begriff "nom" verwendet wurde 
(siehe Seiten 37, 39, 42, 45, 53 und 63 der Aufzeichnungen); 

(ii) die Bezeichnunq "designation" im weiteren Verfahren von den Vertretern 
der Bundesrepublik Deutschland (Seite 74 der Aufzeichnungen) und von der CIOPORA 
(Seite 94 der Aufzeichnungen) vor0eschlagen wurde; 

(iii) der ad hoc Ausschuss flir die Formulierung des Artikels 14 sodann die Be­
zeichnunCT "denomination" (Seite 123 der Aufzeichnungen) vorc:reschlagen hat, die in 
die abschliessende Fassung des Obereinkommens iibernommen wurde. 

[Anlaqen folgen] 
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DER SCHUTZUMFANG 

(Auszlige aus den Actes des Conferences) 

1. In dem ersten Obereinkommensentwurf, war der SchutzQ~fang wie folgt umschrieben 
(siehe die "Actes des Conferences" Seite 41): 

"Artikel 3 

(1) Die Wirkung des dem Zlichter erteilten Rechts an einer neuen ?flanzen­
sorte besteht darin, dass seine vorherige Zustimmung erforderlich sein soll 
flir die Herstellung zu gewerblichen Zwecken, das Feilhalten und das Inverkehr­
bringen von generativem und vegetativem Vermehrungsmaterial der neuen Sorte 
als solchem. 

2. In der dritten Tagung eines Sachverstandigenausschusses wurden die folgenden 
Bemerkungen gemacht (siehe "Actes des Conferences" Seite 44): 

"Der Ausdruck "a des fins connerciales" I"flir aewerbliche Zwecke"] 
scheint einigen Sachverstandigen nicht ausreichend klar zu sein: Ein Erbsen­
konservenfabrikant, der Saatgut kauft und vermehrt, urn das so produzierte 
Saatgut Landwirten zu libergeben, deren Erntegut er zurlickkauft, sollte ver­
pflichtet sein, Lizenzzahlungen zu entrichten. Urn diese und ahnliche Falle 
zu erfassen, wlirden es die Sachverstandigen vorziehen, den Beqriff "a des 
fins commerciales" Ilibersetzt durch: "fur zwecke des rrewerblichen Vertriebs"] 
zu verwenden. 

"Die Worter "mise en vente" ["Feilhalten"] sind ebenfalls fra<JWlirdig. 
Wortlich genommen bedeuten sie, dass der Landwirt, der eine kleine Menge von 
Saatgut seinem Nachbarn liberlasst, eine Lizenzzahlung entrichten sollte. In 
T'lirklichkei t wird das Problem in der Praxis nicht entstehen. vias die Sachver­
standigen erfassen wollen, sind Falle der entgeltlichen Obergabe [oder 
Obergabe zu Tauschzwecken] , sofern es sich nicht urn eine ausnahmsweise 
vorgenommene Gefalligkeit handelt, was auch immer der rechtliche Status 
der natlirlichen oder juristischen Person sein mag, die die Obergabe 
vornimmt. 

"Der Sachverstandigenausschuss stimmt schliesslich dem folrrenden Wortlaut 
von Absatz 1 zu: 

"Das dem Zlichter einer neuen Pf lanzensorte aewahrte Recht hat die \'lirkuncr, 
dass seine vorherige Zustimmung erforderlich ist, urn generatives oder vegeta­
tives Vermehrungsmaterial dieser neuen Sorte als solches zum Zweck des gewerbs­
massigen Absatzes zu erzeugen, feilzuhalten oder r;ewerbsmassig zu vertreiben." 

3. In der abschliessenden Fassuno dieses Absatzes, aus dem Artikel 5 Absatz 1 wurde, 
sind die \'Vorter "oder seinen Rechtsnachfolger" nach "Zlichter einer neuen Sorte" ein­
gefliat worden und der Begriff "nouveaute v~rretale" in der franzosischen Fassung ist 
durch "variete nouvelle" ersetzt worden (im deutschen wurden beide Beariffe durch 
"neue Sorte" libersetzt). 

* 

[Anlage II folgt] 

Actes des Conf~rences internationals pour la Protection des Obtentions Vegetales 
1957 - 1961, 1972; UPOV Veroffentlichung Nr. 316, 1974; nur in franzosischer 
erhaltlich. 
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ERKLitRUNG ZU ARTIKEL 7, WIE SIE VOH SACHVERSTl\NDIGENAUSSCHUSS FOR 
DIE AUSLEGUNG UND REVISION DES 0BEREINKOHHENS FOR1'1ULIERT WURDE 

(l) Eindeutig liegt es in der Verantwortung der Verbandsstaaten sicherzustellen, 
dass die nach Artikel 7 Absatz l des UPOV-Obereinkommens erforderliche Prlifuna eine 
Anbauuntersuchung umfasst, und die Behorden in den aegenwartiaen Verbandsstaaten der 
UPOV flihren diese Untersuchungen im Regelfall selbst durch; sollte die zustandige Be­
horde jedoch verlangen, dass diese Untersuchunaen von dem Anmelder durchgeflihrt werden, 
so wird erwogen, dass dies als mit Artikel 7 Absatz l vereinbar ist, vorausaesetzt 
dass: 

(a) die Anbauuntersuchungen nach Hassgabe von Richtlinien durchgeflihrt 
werden, die me Behorde aufgestellt hat, und fortgesetzt werden, bis eine Entschei­
dung liber die Anmeldung getroffen worden ist; 

(b) der Anmelder veranlasst wird, an einer vorgeschriebenen Stelle aleich­
zeitia mit der Anmeldung eine Probe des Vermehrungsmaterials, das die Sorte verkorpert, 
zu hinterlegen; 

(c) der Anmelder veranlasst wird, Personen, die von der zustandiqen Behorde 
hierzu ordnungsmassig ermachtigt sind, Zuqana zu den unter Absatz l erwahnten Anbau­
untersuchungen zu ermoglichen. 

(2) Ein Prlifungssystem, wie es oben beschrieben wird, wird als mit dem UPOV-Ober­
einkommen vereinbar angesehen. 

[Ende der Anlage II und des Dokuments] 


